
Ein allgemeiner zivil- und strafrechtlicher Überblick über verschiedene 
Aspekte der Prostitution, Stand 2007. Dies ist keine Rechtsberatung, es 
gibt keine Gewährleistung und keine Haftung. Wohl verrückt geworden.

Die Informationen dieses Dokumentes wurden aus verschiedenen 
Quellen zusammengetragen und ergänzt von Vitus, registriert bei

4. Die Rechte des Freiers auf zivilrechtlichem Gebiet

Durch  das  am  01.01.2002  in  Kraft  getretenen  Gesetz  zur  Regelung  der 
Rechtsverhältnisse der Prostituierten (Prostitutionsgesetz – ProstG) ist nunmehr 
gesetzlich anerkannt, dass die Vornahme sexueller Handlungen gegen ein vorher 
vereinbartes Entgelt eine rechtswirksame Forderung begründet. Dies bedeutet, 
dass eine derartige Vereinbarung nicht mehr gegen die guten Sitten verstößt, die 
Anwendung des § 138 Abs. 1 BGB, wonach sittenwidrige Verträge nichtig sind, 
somit  ausgeschlossen ist  und die Rechte aus diesem Geschäft  nunmehr auch 
gerichtlich  eingefordert  werden  können.  Hierzu  wird  im  Gesetz  eindeutig 
geregelt, dass Prostituierte einen Anspruch auf das vereinbarte Entgelt haben, 
wenn sie ihre Leistung erbracht haben.

Das Rechtsverhältnis zwischen Prostituierten und Kunden ist jedoch als einseitig 
verpflichtender  Vertrag  geregelt,  mit  der  Folge  für  den Kunden,  dass  er  aus 
diesem Vertrag keinerlei Ansprüche auf sexuelle Leistungen gegenüber der 
Prostituierten  herleiten  kann.  Das  bedeutet,  kein  Kunde  kann  nach  erfolgter 
Bezahlung  (oder  auch  vorher)  auf  Durchführung  der  vereinbarten  sexuellen 
Handlung(en) klagen. Er kann lediglich Rückerstattung der ggf. bereits in Form 
der Bezahlung erbrachten Gegenleistung verlangen.

Gegen den einklagbaren Anspruch auf Zahlung des vereinbarten Entgelts kann 
der Kunde gegenüber der Prostituierten nur die vollständige Nichterfüllung der 
sexuellen  Handlung  einwenden,  d.  h.  dem  Anspruch  der  Prostituierten 
entgegenhalten,  diese  habe  keinerlei  sexuelle  Leistung erbracht,  also  schlicht 
nichts gemacht.

Soweit die Forderung die vereinbarte Zeitdauer betrifft,  kann der Kunde nach 
dem Gesetz auch die teilweise Nichterfüllung einwenden. Theoretisch bedeutet 
dies, dass der Freier das Entgelt entsprechend mindern kann, wenn z.B. eine 
halbe Stunde Verweildauer vereinbart war, die Prostituierte aber bereits nach 10 
Minuten ihre Tätigkeit einstellt oder den Kunden gar zum Gehen auffordert, weil 
er etwa "vorzeitig" zum Erguss gekommen ist.
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Weitere  Einwendungen  und  Einreden  können  weder  im  Verhältnis  zwischen 
Prostituierter  und  Kunde  noch  zwischen  Prostituierter  und  Bordellbetreiber 
geltend gemacht werden. Damit kann der Kunde sich z. B. nicht darauf berufen, 
die Leistung sei "nicht gut" gewesen. 

Theoretisch  müsste  sich  der  Kunde  nach  meinem Verständnis  jedoch  darauf 
berufen können, dass einzelne vereinbarte Leistungen, also bestimmte Spielarten 
wie  z.B.  Analverkehr,  nicht  erbracht  wurden,  obwohl  allgemein  sexuelle 
Handlungen  durchaus  stattgefunden  haben.  Zumindest  nach  Auffassung  des 
Verfassers stellt dies eine vollständige Nichterfüllung der – in diesem Fall konkret 
– vereinbarten Leistung dar, im Ergebnis also eine teilweise Nichterfüllung. Es 
muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass zu dieser Frage bislang weder 
Rechtsprechung  bekannt  ist  noch  Kommentierungen  aus  der  Rechtslehre 
vorliegen. Es steht aber vermutlich zu befürchten, dass auch diese Einwendung 
durch den Grundsatz, der Freier soll aus dem Rechtsgeschäft keine Ansprüche 
auf sexuelle Leistungen herleiten können, abgeschnitten werden soll.

In der praktischen Umsetzung dürften Einwendungen des Kunden ohnehin meist 
daran scheitern, dass ihm hierfür keinerlei Beweismittel zur Verfügung stehen, 
oder  dass  er  eine  rechtliche  Auseinandersetzung  aus  gesellschaftlichen  und 
familiären Gründen scheut.

Selbstverständlich gilt das Problem der erschwerten Beweisbarkeit der Ansprüche 
in  gleicher  Weise  für  die  Prostituierte  auch,  da  die  sexuelle  Dienstleistung 
zumindest im Regelfall ohne Zeugen stattfindet, jedoch dürften der Prostituierten 
meist wenigstens für die Vereinbarung Beweismittel zur Verfügung stehen, z.B. 
wenn sie diese in Anwesenheit weiterer Personen (Bordellbetreiber, Kolleginnen) 
getroffen wurde oder andere bestätigen können, dass Prostituierte und Gast eine 
bestimmte Zeit "auf Zimmer" verbracht haben. Auch insofern ist jedoch darauf 
hinzuweisen, dass dem Verfasser bislang keine gerichtlichen Verfahren zwischen 
Prostituierten  und Freiern  um Entgeltansprüche  bekannt  sind  oder  zumindest 
nicht veröffentlich wurden.

Was  also  kann  man  einem  Freier  raten,  der  keine,  eine  gegenüber  der 
Vereinbarung unvollständige oder eine schlechte Dienstleistung erhalten hat, der 
den  juristischen  Weg  scheut,  sich  davon  –  wohl  berechtigt  –  wenig  Erfolg 
verspricht und sich dennoch in rechtlich zulässiger Weise wehren will?

Zunächst einmal wäre die beste Möglichkeit, um bei schlechten Dienstleistungen 
oder  gar  sogenannter  Abzocke  seine  Ansprüche  auf  Minderung  des  Entgelts 
durchsetzen zu  können,  wenn er  erst  nach der  Dienstleistung bezahlt.  Da in 
diesem  Milieu  aber  die  vorherige  Bezahlung  die  Regel  ist,  setzt  dies  das 
Wohlwollen der Prostituierten voraus, die sich darauf einlässt, was bei solchen 
Prostituierten, die ihre Gäste betrügen wollen, nicht zu erwarten ist.

Ansonsten bleibt  nur  der  Weg,  sich  hinterher  zu  beschweren,  sei  es  bei  der 
Prostituierten  selbst,  was  eher  selten  zum Erfolg  führen  wird,  oder  –  soweit 
greifbar – beim Betreiber des Bordells, Clubs, Massagesalons oder Laufhauses, 
ggf.  auch  bei  selbständig  arbeitenden  Wohnungshuren  beim  Vermieter  des 
Objekts,  wiederum  soweit  überhaupt  greifbar.  In  aller  Regel  wird  dies 
erfahrungsgemäß nur selten dazu führen, dass man sein Geld ganz oder zum Teil 
zurückerhält, aber zumindest besteht die Möglichkeit, dass die Prostituierte auf 
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ihr Fehlverhalten hingewiesen, vom Arbeitgeber abgemahnt oder gar entlassen 
wird.

Allerdings sollte man sich, wenn man sich beschweren möchte, stets beachten, 
dass natürlich Betreiber grundsätzlich eher auf Seiten der Prostituierten stehen, 
und sich fragen, ob eine Beschwerde, auch aus Gründen der eigenen Sicherheit, 
überhaupt tunlich ist.

Gar keinen Sinn macht es übrigens, die Polizei zu rufen, da diese – wie übrigens 
auch bei kleineren Verkehrsunfällen – sich nicht berufen fühlt und auch nicht 
berufen ist, zivilrechtliche Streitigkeiten zu schlichten oder zur Klärung solcher 
Beweise aufnimmt oder sichert. Der Ruf nach der Polizei ist nur in solchen Fällen 
ratsam,  in  denen  der  Verdacht  einer  Straftat  besteht,  etwa  wenn  der  Gast 
bestohlen  wurde,  oder  sonst  eine  Störung  der  öffentlichen  Sicherheit  und 
Ordnung vorliegt, z. B. bei Drogenmissbrauch der Prostituierten oder wenn der 
Gast bedroht oder verprügelt wurde.
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